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ÜBERBLICK 

Insbesondere: 

- Strafrecht 

- Strafprozessrecht

- Bundeszentralregistergesetz 

- Gesetz über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

- Gerichtsverfassungsgesetz 

- Jugendgerichtsgesetz



IN KRAFT TRETEN

Der Großteil der Änderungen ist zum 1. Juli 2021 in 
Kraft getreten.

Solche Änderungen, die erst zum 1. Januar 2022 
bzw. zum 1. Juli 2022 in Kraft treten, sind 
gekennzeichnet.



§ 174 StGB 

(1) Wer sexuelle Handlungen 

1. an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung oder 

zur Betreuung in der Lebensführung anvertraut ist,

2. an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm im Rahmen eines 

Ausbildungs-, Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, 

unter Missbrauch einer mit dem Ausbildungs-, Dienst- oder 

Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit oder

3. an einer Person unter achtzehn Jahren, die sein leiblicher oder rechtlicher 

Abkömmling ist oder der seines Ehegatten, seines Lebenspartners oder 

einer Person, mit der er in eheähnlicher oder lebenspartnerschafts-

ähnlicher Gemeinschaft lebt,

vornimmt oder an sich von dem Schutzbefohlenen vornehmen läßt, wird mit 

Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 



§ 174 ABS. 1 S. 2 STGB

Ebenso wird bestraft, wer unter den Voraussetzungen des 
Satzes 1 den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, dass er 
sexuelle Handlungen an oder vor einer dritten Person 
vornimmt oder von einer dritten Person an sich vornehmen 
lässt.



§ 176 StGB 

Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr wird bestraft, wer 

1. sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt

oder an sich von dem Kind vornehmen lässt,

2. ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen an einer dritten 

Person vornimmt oder von einer dritten Person an sich vornehmen lässt,

3. ein Kind für eine Tat nach Nummer 1 oder Nummer 2 anbietet oder 

nachzuweisen verspricht.



§ 176 StGB 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 kann das Gericht von Strafe nach 

dieser Vorschrift absehen, wenn zwischen Täter und Kind die sexuelle 

Handlung einvernehmlich erfolgt und der Unterschied sowohl im Alter als auch 

im Entwicklungsstand oder Reifegrad gering ist, es sei denn, der Täter nutzt 

die fehlende Fähigkeit des Kindes zur sexuellen Selbstbestimmung aus.



WAS BEDEUTET DAS VORLIEGEN EINES 

VERBRECHENS STRAFPROZESSUAL?

Unter anderem: 

- Keine Einstellung wegen Geringfügkeit – § 153 StPO

- Keine Einstellung nach § 153a StPO (Absehen von der Verfolgung unter 

- Auflagen und Weisungen

- Kein Strafbefehlsverfahren (§§ 407 ff StPO)



§ 176A STGB SEXUELLER MISSBRAUCH VON KINDERN 

OHNE KÖRPERKONTAKT MIT DEM KIND 

(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren wird 
bestraft, wer 

1. sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt oder vor einem Kind 
von einer dritten Person an sich vornehmen lässt, 

2. ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen vornimmt, 
soweit die Tat nicht nach § 176 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 mit 
Strafe bedroht ist, oder 

3. auf ein Kind durch einen pornographischen Inhalt (§ 11 Absatz 3) 
oder durch entsprechende Reden einwirkt.



SYSTEMATIK

§ 176 

Sexueller Missbrauch von Kindern

§ 176a 

StGB Sexueller Missbrauch von Kindern ohne Körperkontakt mit dem Kind 

§ 176b 
Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern

§ 176c 
Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 

§ 176d 
Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 



§ 176B VORBEREITUNG 

§ 176b 

(1) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer auf 
ein Kind durch einen Inhalt (§ 11 Absatz 3) einwirkt, um

1. das Kind zu sexuellen Handlungen zu bringen, die es an oder vor dem Täter 
oder an oder vor einer dritten Person vornehmen oder von dem Täter oder 
einer dritten Person an sich vornehmen lassen soll, oder

2. eine Tat nach § 184b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 oder nach § 184b Absatz 3 zu 
begehen.

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind für eine Tat nach Absatz 1 anbietet oder 
nachzuweisen verspricht oder wer sich mit einem anderen zu einer solchen Tat 
verabredet.

(3) Bei Taten nach Absatz 1 ist der Versuch in den Fällen strafbar, in denen eine 
Vollendung der Tat allein daran scheitert, dass der Täter irrig irrig annimmt, 
sein Einwirken beziehe sich auf ein Kind.



§ 184B STGB

Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer

1. einen kinderpornographischen Inhalt verbreitet oder der Öffentlichkeit 
zugänglich macht; kinderpornographisch ist ein pornographischer 
Inhalt (§ 11 Absatz 3), wenn er zum Gegenstand hat: 

a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer Person unter vierzehn Jahren 
(Kind), 
b) die Wiedergabe eines ganz oder teilweise unbekleideten Kindes in 
aufreizend geschlechtsbetonter Körperhaltung oder 
c) die sexuell aufreizende Wiedergabe der unbekleideten Genitalien oder des 
unbekleideten Gesäßes eines Kindes, (…)



§ 184B STGB

2.es unternimmt, einer anderen Person einen kinderpornographischen Inhalt, 
der ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergibt, 
zugänglich zu machen oder den Besitz daran zu verschaffen,

3. einen kinderpornographischen Inhalt, der ein tatsächliches Geschehen 
wiedergibt, herstellt oder

4. einen kinderpornographischen Inhalt herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, 
anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diesen ein- oder auszuführen, um ihn im 
Sinne der Nummer 1 oder der Nummer 2 zu verwenden oder einer anderen 
Person eine solche Verwendung zu ermöglichen, soweit die Tat nicht nach 
Nummer 3 mit Strafe bedroht ist.

Gibt der kinderpornographische Inhalt in den Fällen von Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 4 kein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, 
so ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen.



§ 184B ABS. 3 STGB 

(3) Wer es unternimmt, einen kinderpornographischen 
Inhalt, der ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes 
Geschehen wiedergibt, abzurufen oder sich den Besitz an 
einem solchen Inhalt zu verschaffen oder wer einen solchen 
Inhalt besitzt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 

zu fünf Jahren bestraft.



§ 11 ABS. 3 STGB

Inhalte im Sinne der Vorschriften, die auf diesen 
Absatz verweisen, sind solche, die in Schriften, auf 
Ton- oder Bildträgern, in Datenspeichern, 
Abbildungen oder anderen Verkörperungen 
enthalten sind oder auch unabhängig von einer 
Speicherung mittels Informations- oder 
Kommunikationstechnik übertragen werden.



WEITERE DELIKTE

184l 
Inverkehrbringen, Erwerb und Besitz von Sexpuppen mit kindlichem 
Erscheinungsbild 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. eine körperliche Nachbildung eines Kindes oder eines Körperteiles eines 
Kindes, die nach ihrer Beschaffenheit zur Vornahme sexueller Handlungen 
bestimmt ist, herstellt, anbietet oder bewirbt oder 
2. mit einer in Nummer 1 beschriebenen Nachbildung Handel treibt oder sie 
hierzu in oder durch den räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt 
oder 
3. ohne Handel zu treiben, eine in Nummer 1 beschriebene Nachbildung 
veräußert, abgibt oder sonst in Verkehr bringt. 

Satz 1 gilt nicht, wenn die Tat nach § 184b mit schwererer Strafe bedroht ist. 



STRAFPROZESSUALE ÄNDERUNGEN

Insbesondere: 

- Telekommunikationsüberwachung 

(§100a StPO)

- Online-Durchsuchung (§ 100b StPO) 

- Erhebung von Verkehrsdaten (§ 100g StPO)

- Untersuchungshaft (§§ 112) und 112a StPO) 

- Beschleunigungsgebot (§ 48a StPO)



§ 48A STPO

Bei Taten zum Nachteil eines minderjährigen 
Verletzten müssen die ihn betreffenden Verhand-
lungen, Vernehmungen und sonstigen Unter-
suchungshandlungen besonders beschleunigt 
durchgeführt werden, soweit dies unter Berück-
sichtigung der persönlichen Verhältnisse des 
Zeugen sowie der Art und Umstände der Straftat 
zu seinem Schutz oder zur Vermeidung von Be-
weisverlusten geboten ist.“ 



§ 158 ABS. 1 FAMFG

Das Gericht hat dem minderjährigen Kind 
in Kindschaftssachen, die seine Person betreffen, 
einen fachlich und persönlich geeigneten Verfah-
rensbeistand zu bestellen, soweit dies zur 
Wahrnehmung der Interessen des Kindes 
erforderlich ist. 

Der Verfahrensbeistand ist so früh wie möglich zu 
bestellen. 



§ 158 ABS. 2 FAMFG

(2) Die Bestellung ist stets erforderlich, wenn 
eine der folgenden Entscheidungen in Betracht 
kommt: 
1. die teilweise oder vollständige Entziehung der 
Personensorge nach den §§ 1666 und 1666a 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
2. der Ausschluss des Umgangsrechts nach § 1684 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder 
3. eine Verbleibensanordnung nach § 1632 Absatz 4 
oder § 1682 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.



§ 158 ABS. 3 FAMFG

Die Bestellung ist in der Regel erforderlich, 
wenn 
1. das Interesse des Kindes zu dem seiner gesetzlichen Vertreter in 
erheblichem Gegensatz steht, 
2. eine Trennung des Kindes von der Person erfolgen soll, in deren 
Obhut es sich befindet, 
3. Verfahren die Herausgabe des Kindes zum Gegenstand haben oder 
4. eine wesentliche Beschränkung des Umgangsrechts in Betracht 
kommt. 

Sieht das Gericht in den genannten Fällen von der Bestellung eines 
Verfahrensbeistands ab, ist dies in der Endentscheidung zu begründen.



§ 158A FAMFG

(1) Fachlich geeignet im Sinne des § 158 Absatz 1 ist eine Person, die 
Grundkenntnisse auf den Gebieten des Familienrechts, insbesondere des 
Kindschaftsrechts, des Verfahrensrechts in Kindschaftssachen und des 
Kinder- und Jugendhilferechts, sowie Kenntnisse der 
Entwicklungspsychologie des Kindes hat und über kindgerechte verfügt. Die 
nach Satz 1 erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten sind 
Gesprächstechnikenauf Verlangen des Gerichts nachzuweisen. Der 
Nachweis kann insbesondere über eine sozialpädagogische, 
pädagogische, juristische oder psychologische Berufsqualifikation sowie 
eine für die Tätigkeit als Verfahrensbeistand spezifische Zusatzqualifikation 
erbracht werden. Der Verfahrensbeistand hat sich regelmäßig, mindestens 
alle zwei Jahre, fortzubilden und dies dem Gericht auf Verlangen 
nachzuweisen. 



§ 158A FAMFG

(2) Persönlich geeignet im Sinne des § 158 Absatz 1 ist eine Person, die Gewähr 
bietet, die Interessen des Kindes gewissenhaft, unvoreingenommen und 
unabhängig wahrzunehmen. Persönlich ungeeignet ist eine Person stets dann, 
wenn sie rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 
bis 178, 180, 180a, 181a, 182 bis 184c, 184e bis 184g, 184i bis 184k, 201a 
Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder § 236 des Strafgesetzbuchs 
verurteilt worden ist. Zur Überprüfung der Voraussetzungen des Satzes 2 
soll sich das Gericht ein erweitertes Führungszeugnis von der betreffenden 
Person (§ 30a des Bundeszentralregistergesetzes) vorlegen lassen oder im 
Einverständnis mit der betreffenden Person anderweitig Einsicht in ein bereits 
vorliegendes erweitertes Führungszeugnis nehmen. Ein solches darf nicht älter 
als drei Jahre sein. Aktenkundig zu machen sind nur die Einsichtnahme in das 
erweiterte Führungszeugnis des bestellten Verfahrensbeistands, das 
Ausstellungsdatum sowie die Feststellung, dass das erweiterte 
Führungszeugnis keine Eintragung über eine rechtskräftige Verurteilung wegen 
einer in Satz 2 genannten Straftat enthält. 



§ 159 FAMFG

(1) Das Gericht hat das Kind persönlich anzuhören und sich einen persönlichen 
Eindruck von dem Kind zu verschaffen. 

(2) Von der persönlichen Anhörung und der Verschaffung eines persönlichen 
Eindrucks nach Absatz 1 kann das Gericht nur absehen, wenn 

1. ein schwerwiegender Grund dafür vorliegt, 
2. das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine Neigungen und seinen 
Willen kundzutun, 
3. die Neigungen, Bindungen und der Wille des Kindes für die Entscheidung 
nicht von Bedeutung sind und eine persönliche Anhörung auch nicht 
aus anderen Gründen angezeigt ist oder 
4. das Verfahren ausschließlich das Vermögen des Kindes betrifft und eine 
persönliche Anhörung nach der Art der Angelegenheit nicht angezeigt ist.



§ 159 FAMFG

(3) Sieht das Gericht davon ab, das Kind persön-
lich anzuhören oder sich einen persönlichen Ein-
druck von dem Kind zu verschaffen, ist dies in der 
Endentscheidung zu begründen. 



ÄNDERUNG IM GVG ZUM 1.1.2022 

§ 23b Abs. 3 GVG

Richter in Familiensachen sollen über belegbare Kenntnisse auf den Gebieten 
des Familienrechts, insbesondere des Kindschaftsrechts, des 
Familienverfahrensrechts und der für das Verfahren in Familiensachen 
notwendigen Teile des Kinder- und Jugendhilferechts sowie über belegbare 
Grundkenntnisse der Psychologie, insbesondere der Entwicklungspsychologie 
des Kindes, und der Kommunikation mit Kindern verfügen. 

Einem Richter, dessen Kenntnisse auf diesen Gebieten nicht belegt 
sind, dürfen die Aufgaben eines Familienrichters nur zugewiesen werden, wenn 
der Erwerb der Kenntnisse alsbald zu erwarten ist



ÄNDERUNG IM JGG ZUM 1.1.2022

§ 37 JGG

Sie sollen über Kenntnisse auf den Gebieten der Kriminologie, 
Pädagogik und Sozialpädagogik sowie der Jugendpsychologie 
verfügen. Einem Richter oder Staatsanwalt, dessen Kenntnisse 
auf diesen Gebieten nicht belegt sind, sollen die Aufgaben eines 
Jugendrichters oder Jugendstaatsanwalts erstmals nur zugewiesen 
werden, wenn der Erwerb der Kenntnisse durch die Wahr-nehmung von 
einschlägigen Fortbildungsangeboten oder eine anderweitige 
einschlägige Weiterqualifizierung alsbald zu erwarten ist.



ÄNDERUNGEN IM BUNDESZENTRALREGISTERGESETZ 

ZUM 1.7.2022

- Sexualstraftaten sind teilweise länger im 
Führungszeugnis aufzunehmen als bisher (§§
33, 34 BZRG)

- Die Tilgung ist teils später vorgesehen (§§ 45, 46 
BZRG)



VIELEN DANK FÜR DIE 

AUFMERKSAMKEIT

Fragen ?
Anmerkungen?


